
Berlin (dpa) Darmkrebs ist eine 
häufige Erkrankung. Eine Stu-
die legt nun nahe: Früherken-
nung lohnt, denn in Kliniken 
müssen nicht mehr so viele Be-
troffene. Nach Eingriffen ist es 
für manche weiter schwierig.

Zur Behandlung von Darmkrebs 
müssen laut einer Studie immer 
weniger Patienten in Deutsch-
land ins Krankenhaus. Die Zahl 
der Betroffenen sank von 2005 
bis zum vergangenen Jahr um  
21 Prozent, wie die Kranken-
kasse Barmer GEK am Dienstag 

nach einer Analyse mitteilte. Von  
10 000 Versicherten waren es nun 
rechnerisch noch 9,3 Patienten – 
statt 11,7 vor acht Jahren. Hinter-
grund sei, dass Darmkrebs dank 
Vorsorgeuntersuchungen häufi-
ger früh erkannt werde. Zudem 
würden Chemotherapien und Be-
strahlungen zunehmend in Arzt-
praxen statt im Krankenhaus vor-
genommen. 

Vor allem durch Darmspiege-
lungen, auf die Patienten ab 55 
Jahre Anspruch haben, könn-
ten gutartige Krebs-Vorstufen 
früh erkannt und entfernt wer-

den, sagte Barmer-GEK-Vizechef 
Rolf-Ulrich Schlenker. Bisher sei 
geplant, ab 2017 Versicherte ab 
50 Jahren generell zur Vorsorge 
einzuladen. Man sollte jedoch 
prüfen, bereits vor 2017 damit 
zu beginnen. Neu an Dickdarm-
krebs erkranken jährlich 65 000 
Menschen.

Bei Operationen werden zu-
nehmend schonendere Metho-
den angewandt, inzwischen laut 
Studie bei 15 Prozent der Ein-
griffe. Dabei dauert der Kranken-
hausaufenthalt weiterhin etwa 
elf Tage. Die Kosten stiegen aber 

seit 2005 von durchschnittlich 
9300 Euro auf mehr als 11 300 
Euro. In Kliniken geht es oft um 
schwere Krankheits-Ausprägun-
gen. Ein Jahr nach der ersten Be-
handlung sterben etwa 20 Pro-
zent der Erkrankten, nach fünf 
Jahren 55 Prozent. Für die Stu-
die ausgewertet wurden Daten 
der 8,5 Millionen Barmer-GEK-
Versicherten.

Nach der Entlassung aus der 
Klinik machen vielen Darmkrebs-
Patienten weiter Schwierigkeiten 
zu schaffen, wie eine ergänzende 
Befragung von mehr als 800 Be-

troffenen ergab – etwa Störun-
gen bei der Wundheilung. Vor 
allem bei Mastdarmkrebs leiden 
viele psychisch unter Einschrän-
kungen im täglichen Leben, bei-
spielsweise wegen eines künst-
lichen Darmausgangs.

Insgesamt ging die Verweil-
dauer in den deutschen Kran-
kenhäusern im vergangenen Jahr 
leicht von durchschnittlich 8,4 
auf 8,3 Tage zurück. Anfang der 
neunziger Jahre waren es noch 
mehr als 13 Tage. Grund der 
meisten Krankenhaustage blei-
ben psychische Störungen.

Weniger Darmkrebs-Patienten müssen ins Krankenhaus / Chemotherapie oft auch ambulant möglich

Früherkennung hilft

Washington/Berlin (dpa) US-Ge-
neralstabschef Martin Dempsey 
hat in einem Brief an den Senat 
Szenarien für einen Militäreinsatz 
in Syrien aufgelistet – mitsamt 
Risiken und der zu erwartenden 
Milliardenkosten. Die Optionen 
im Kampf gegen das Regime von 
Präsident Baschar-al-Assad reich-
ten von der Ausbildung der Re-
bellenarmee über die Errichtung 
einer Flugverbotszone bis zu ge-
zielten Militärangriffen, berichte-
ten US-Medien.

Dempsey hatte in der Vorwoche 
bei einer Anhörung im Kongress 
mit Äußerungen über einen mög-
lichen US-Militäreinsatz in Syrien 
Spekulationen ausgelöst. In sei-
nem Brief an einflussreiche Se-

natoren hob er nun die Auswir-
kungen eines solchen Einsatzes 
hervor, der letztlich Krieg be-
deute.

Dempsey warnte, der Kollaps 
des alten Regimes könne auch 
zur Folge haben, dass anstelle 
einer vom Westen favorisierten 
Opposition Extremisten die Kon-
trolle übernehmen. „Sollten die 
Institutionen des Regimes in Ab-
wesenheit einer funktionsfähi-
gen Opposition zusammenbre-
chen, könnten wir unbeabsichtigt 
Extremisten zu Macht verhelfen 
oder genau die chemischen Waf-
fen loslassen, die wir zu kontrol-
lieren suchen.“

Der General empfahl einen „re-
gionalen Ansatz“, um den Syrien-

Krieg einzudämmen und „eine 
regionale Destabilisierung und 
Verbreitung von Waffen zu ver-
hindern“. „Gleichzeitig sollten wir 
helfen, eine gemäßigte Opposi-
tion einschließlich ihrer militäri-
schen Fähigkeiten zu entwickeln 
und dabei den Druck auf das As-
sad-Regime aufrecht zu erhalten.“ 
Letztlich liege die Entscheidung 
über Angriffe beim Präsidenten.

Die USA unterstützen syrische 
Rebellen mit Waffenlieferungen. 
Die Rebellen sind jedoch zerstrit-
ten und in der Defensive. Mitte 
Juni zeigte sich Präsident Obama 
davon überzeugt, dass das Regime 
in Damaskus mit dem Einsatz von 
Giftgas eine von ihm gezogene 
„Rote Linie“ überschritten habe.

US-Generalstabschef entwirft Szenarien für ein Syrien-Engagement

Horrende Kosten und Risiken

Schnelle Lösungen präsentiert er nicht: US-Generalstabschef Martin 
Dempsey sieht für ein direktes US-Militärengagement in Syrien er-
hebliche Gefahren.  Foto: dpa

Berlin (dpa) Die Regierungs-
partner Union und FDP streiten 
weiter über eine Abschaffung 
des Solidaritätszuschlages. 
FDP-Spitzenkandidat Rainer 
Brüderle nannte die Abgabe 
in der „Süddeutschen Zeitung“ 
einen „Fremdkörper im deut-
schen Steuersystem“. Spätes-
tens 2019 müsse die Soli-Ab-
gabe beendet werden. Der 
Zuschlag sei stets gedacht ge-
wesen zur Finanzierung der 
Aufgaben aus der Deutschen 
Einheit. „Wer andere Aufgaben 
finanzieren will, soll klar sa-
gen, dass er eine neue Steuer 
will“, so Brüderle.

Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) hatte zuletzt 
erklärt, sie wolle den Soli 
nicht abschaffen, weil in ganz 
Deutschland dringend weitere 
Investitionen nötig seien. Uni-
ons-Fraktionschef Volker Kau-
der wies die FDP-Kritik an dem 
Vorhaben zurück. Der Bund 
könne auf die jährlichen Ein-
nahmen von 13 Milliarden 
Euro aus dem Soli auch nach 
2019 nicht verzichten, sagte er 
der „Neuen Osnabrücker Zei-
tung“. Um die Bürger zu entlas-
ten, werde Schwarz-Gelb aber 
erneut versuchen, die am Bun-
desrat gescheiterte Milderung 
der kalten Progression bei 
der Einkommensteuer durch-
zubringen.

Auch CSU-Landesgrup-
penchefin Gerda Hasselfeldt 
betonte in der Zeitung „Die 
Welt“, sie sehe „keine Ver-
anlassung, heute über die 
Zukunft des Soli zu debat-
tieren“. Solidarpakt und So-
lidaritätszuschlag seien zwar 
verschiedene Dinge, würden 
aber als zusammengehörig ge-
sehen. „Derzeit besteht hier 
also kein Handlungsbedarf“, 
stellte sie klar.

Koalition  
streitet weiter 
über Zukunft 

des Soli

Unzufrieden
Schwerin – Die schei-
dende Beauftragte für 
die Stasi-Unterlagen in 
Mecklenburg-Vorpom-
mern, Marita Pagels-Hei-
neking, hat sich unzufrie-
den über die Resonanz auf 
ihre Tätigkeit geäußert. In 
ihrem Bericht schreibt sie, 
in ihrer Amtszeit habe sie 
nur von wenigen Politi-
kern erfahren, ob sie sich 
mit ihrer Arbeit auseinan-
dergesetzt haben.  

Erntebrand
Bredenfelde – Bei fast 
30 Grad Hitze ist es am 

Dienstag auf einem Ge-
treidefeld bei Breden-
felde (Mecklenburg-Vor-
pommern) zu einem der 
ersten Erntebrände ge-
kommen. Während der 
Strohbergung fing eine 
Strohballenpresse Feuer 
und brannte aus. 

Gefährliche Mittel
Kiel – In Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-
Vorpommern haben Lan-
desbehörden vor der 
Einnahme der Potenzmit-
tel „Herbal men plus“ und 
„Powerpills“ gewarnt. Die 
beiden Produkte würden 

als natürliche Nahrungs-
ergänzungsmittel bewor-
ben. Sie sollen aber nicht 
deklarierte chemische Be-
standteile enthalten, die 
in ihrer Struktur mit ei-
nem Wirkstoff des Arznei-
mittels Viagra verwandt 
seien. 

„Swahili Forum“
Leipzig – Mit dem „Swa-
hili Forum“ ist an der Uni-
versität Leipzig die welt-
weit erste Zeitschrift mit 
wissenschaftlichen Ar-
tikeln in einer afrikani-
schen Sprache erschie-
nen. In dem Fachjournal 

werden Artikel publiziert, 
die einen wissenschaftlich 
bedeutsamen Beitrag im 
Bereich der Studien zur 
Sprache Swahili leisten.

Schulgeld
München – Der Freistaat 
Bayern übernimmt für 
ein Jahr das Schulgeld 
von behinderten Kindern 
und Jugendlichen in pri-
vaten Förderschulen. Das 
hat das Kabinett beschlos-
sen. Die Bezirke überneh-
men das Schulgeld für 
Schüler mit Behinderun-
gen an einzelnen privaten 
Regelschulen.

Billiger Strom
Schwerin – Im Gegen-
satz zu Landesregierung 
und Landtag greifen viele 
Kommunen in Mecklen-
burg-Vorpommern auch 
weiterhin auf billigeren 
Strom aus Atom- und 
Kohlekraftwerken zurück. 
Wie NDR 1 Radio MV be-
richtete, geben Städte und 
Gemeinden Ökostrom oft 
keinen Vorrang. Als Bei-
spiele wurden die Ämter 
Darß/Fischland, Seen-
landschaft Waren oder 
Malchin genannt. Grund 
ist die Finanzknappheit 
der Kommunen.

Aus den Bundesländern

Der deutsch-israelische Historiker Michael 
Wolffsohn (66) hat die vom Simon-Wiesen-
thal-Zentrum ausgesetzte Belohnung bei der 
Suche nach untergetauchten Nazi-Verbre-
chern in Deutschland scharf kritisiert. Die 
Plakataktion unter dem Motto „Spät. Aber 
nicht zu spät! Operation Last Chance II“ habe 
mit einer soliden, intensiven Aufarbeitung von 
nationalsozialistischen Verbrechen nichts zu 
tun; und rufe eher noch Mitleidseffekte mit 
heute Hochbetagten hervor. Das „ausgeschrie-
bene Kopfgeld“ empfinde er als „pietlos und 
schamlos“.  (dpa/Foto: dpa)

Kritisiert Aktion

Michael Wolffsohn

Kremlchef Wladimir Putin (60) hat die rus-
sisch-orthodoxe Kirche zu ihrem Jubiläum als 
„natürlichen Partner“ des Staates gewürdigt. 
„Wir haben eine sehr vielfältige Zusammen-
arbeit. Bei der geistig-moralischen Erziehung 
der Menschen, vor allem der Jugend“, sagte 
Putin in einem im Staatsfernsehen ausgestrahl-
ten Filmbeitrag. Die russisch-orthodoxe Kirche 
feiert von heute an die Einführung des Chris-
tentums unter den ostslawischen Völkern vor 
1025 Jahren. Am Sonnabend erreichen die Fei-
ern in der ukrainischen Hauptstadt Kiew ih-
ren Höhepunkt.  (dpa/Foto: dpa)

Würdigt die Kirche

Wladimir Putin

Der populistische italienische Politiker Beppe 
Grillo (65) hat die Politik Deutschlands und 
der Kanzlerin erneut scharf kritisiert. „Die 
italienische Politik hat dem deutschen Teu-
fel ihre Seele verkauft“, schrieb er in seinem 
Blog mit dem Titel „Der Teufel trägt Merkel“. 
Der einzige Weg aus der Krise sei, den Euro 
zu verlassen oder die Schulden des Landes 
nicht zurückzuzahlen. „Nur so sieht Italien 
wieder Licht.“ Grillo ist der Anführer von Ita-
liens größter Oppositionspartei, der Euro-kri-
tischen und populistischen Protestbewegung 
„5 Sterne“. (dpa/Foto: AP)

Beschimpft die Kanzlerin

Beppe Grillo

Seoul (AFP) Nordkorea hat 
nach Angaben von US-Wis-
senschaftlern die Bauarbei-
ten an einer Fabrik und einer 
Abschussrampe für Langstre-
ckenraketen eingestellt. Nach 
einem Stopp der Bauarbeiten 
im September sei eine Wieder-
aufnahme im Frühjahr erwar-
tet worden, zu der es aber nicht 
gekommen sei, teilte das Ko-
rea-Institut der Johns-Hopkins-
Universität in Baltimore mit. 
Satellitenaufnahmen zeigten, 
dass die Bautätigkeit in Tong-
hae ruhe.

Das Gelände umfasst eine 
Fabrik für Langstreckenrake-
ten, eine Abschussrampe und 
ein Kontrollzentrum. Dort sol-
len Raketen konstruiert wer-
den, die größer sind als die 
vom Typ Unha-3. Im Dezem-
ber hatte Nordkorea trotz in-
ternationaler Proteste eine 
Unha-3 gestartet und damit 
nach eigenen Angaben einen 
Forschungssatelliten ins All ge-
bracht. Der Westen vermutet 
indes einen Test für das nord-
koreanische Atomprogramm.

Nordkorea 
stoppt Arbeiten 
an Raketenareal

Rio de Janeiro (AFP) Papst 
Franziskus ist zum Auftakt sei-
ner Brasilien-Reise in Rio de 
Janeiro von Zehntausenden 
begeisterten Gläubigen emp-
fangen worden. Gleichzeitig 
kam es am Montag erneut zu 
gewaltsamen Protesten, dabei 
wurden auch die hohen Kos-
ten für seinen Besuch und den 
Weltjugendtag kritisiert, der 
am Dienstagabend eröffnet 
wurde. In einem Wallfahrts-
ort, den der Papst heute be-
suchen will, wurde ein Spreng-
satz entschärft.

Auf seiner Fahrt zur Kathe-
drale von Rio hielten Pilger 
mehrfach das Auto des Papstes 
an, um seine Hände zu schüt-
teln. Der 76-Jährige hatte auf 
sein gepanzertes Papamobil 
verzichtet und war in einem 
offenen Jeep unterwegs. Seine 
Leibwächter hatten Mühe, die 
Menge zurückzuhalten. Das 
Kirchenoberhaupt genoss den 
direkten Kontakt mit den Gläu-
bigen aber sichtlich. 

Jubel und  
Protest bei 

Papst-Ankunft 

Berlin (dpa) Kanzleramts-
minister Ronald Pofalla (CDU) 
muss an diesem Donnerstag 
wegen der Spähaffäre im Par-
lamentarischen Kontrollgre-
mium des Bundestages Rede 
und Antwort stehen. Er soll 
Auskunft geben über die Zu-
sammenarbeit zwischen dem 
Bundesnachrichtendienst 
(BND) und dem US-Geheim-
dienst NSA. Das kündigte 
der Vorsitzende des Gremi-
ums, SPD-Fraktionsgeschäfts-
führer Thomas Oppermann, 
am Dienstag an. Es steht der 
Vorwurf im Raum, der BND 
habe sich auch für eine la-
xere Auslegung deutscher Da-
tenschutzgesetze eingesetzt, 
um den Austausch mit den 
US-Kollegen zu erleichtern. 
Ursprünglich hatte das Kon-
trollgremium erst im August 
wieder tagen wollen. Die Sit-
zung ist nun für Donnerstag 
angesetzt. Pofalla hatte sich 
in der Sache lange bedeckt 
gehalten. 

Pofalla  
sagt vor  

Ausschuss aus

Flüchtlinge stürmen 
spanische Exklave

Madrid (AFP) Rund 300 afri-
kanische Einwanderer ha-
ben versucht, über einen 
Grenzzaun in die spanische 
Maghreb-Exklave Melilla 
einzudringen. Zwei Gruppen 
seien am frühen Dienstag-
morgen an zwei verschiede-
nen Stellen etwa zur gleichen 
Zeit auf den Grenzzaun los-
gestürmt, sagte eine Spreche-
rin der spanischen Regierung. 
Etwa 100 von ihnen sei es ge-
lungen, auf spanisches Terri-
torium zu gelangen. 

Wieder Tote bei  
Unruhen in Ägypten

Kairo (AFP) In Ägypten hal-
ten die gewalttätigen Aus-
einandersetzungen zwischen 
Anhängern und Gegnern des 
gestürzten Präsidenten Mo-
hammed Mursi an. Am Diens-
tagmorgen wurden dabei in 
Kairo sechs Menschen getötet, 
teilte das Gesundheitsministe-
rium mit. Bereits am Vorabend 
waren in der Hauptstadt vier 
Menschen sowie zwei weitere 
auf der Sinai-Halbinsel getö-
tet worden.

Innenminister fordert 
harte Strafe

Paris (AFP) Frankreichs In-
nenminister Manuel Valls hat 
eine harte Bestrafung eines 
Bürgermeisters und Abge-
ordneten gefordert, der sich 
mit Neonazi-Vokabular über 
Sinti und Roma ausgelassen 
haben soll. „Das sind Worte, 
die inakzeptabel sind“, sagte 
Valls am Dienstag mit Blick 
auf Äußerungen von Gilles 
Bourdouleix von der opposi-
tionellen Zentrumspartei UDI. 
Dieser hatte laut einem Me-
dienbericht bei einem Streit 
mit Sinti und Roma gesagt: 
„Hitler hat vielleicht nicht ge-
nügend von ihnen getötet.“

Selbstmordattentäter 
kommt mit Esel

Kabul (dpa) Ein Selbstmord-
attentäter auf einem Esel hat 
in Ostafghanistan drei Sol-
daten der Internationalen 
Schutztruppe Isaf und deren 
einheimischen Übersetzer ge-
tötet. Der Angreifer habe den 
Esel am Dienstag in eine Fuß-
patrouille gelenkt und den an 
dem Tier befestigten Spreng-
stoff gezündet, sagte ein Spre-
cher der Regierung der Pro-
vinz Wardak. Auch Zivilisten 
seien getötet worden.

Schelte auf Facebook 
kostet den Job

Essen (dpa) Vorsicht vor dem 
„Gefällt mir“-Klick auf Face-
book: Er kann den Job kos-
ten, wenn es um Beiträge 
geht, in denen der Arbeit-
geber beschimpft wird. Da-
rauf haben Fachanwälte am 
Dienstag bei einer Veranstal-
tung des Essener Unterneh-
merverbandes hingewiesen. 

Ohne Anspruch auf 
Klimaanlage

Dortmund (dpa) Steigt die 
Temperatur in unklimati-
sierten Büroräumen über 
26 Grad Celsius, können Ar-
beitnehmer darauf pochen, 
dass der Arbeitgeber aktiv 
wird. Darauf weist die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin hin. Ei-
nen Anspruch auf klimati-
sierte Räume oder hitzefrei 
haben Beschäftigte aber nicht. 
Hilfreich sei oft, die Arbeits-
zeit anzupassen.

KURZ UND KNAPP
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